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Vorschlag einer Entschließung des Rates zur Verwirkiichung der zweiten Stufe 
der Wirtschafts- und Währungsunion in der Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf die Schlußerklärung der Konferenz 
der Staats- und Regierungschefs vom 19. und 20. Ok- 
tober 1972, insbesondere auf Punkt 1 des Kapitels 
über die Wirtschafts- und Währungspolitik, in dem 
die Staats- und Regierungschefs ihren Willen be- 
kräftigen, daß im Laufe des Jahres 1973 die notwen- 
digen Beschlüsse gefaßt werden, um den Übergang 
zur zweiten Stufe der Würtschafts- und Währungs- 
union am 1. Januar 1974 zu verwirklichen, damit die 
Union spätestens am 31. Dezember 1980 vollendet 
ist; 

gestützt auf den Entwurf der Kommission, 
nach Anhörung des Europäischen Parlaments - 

FASST FOLGENDE ENTSCHLIESSUNG: 

I. 

Eine zweite Stufe der Wirtschafts- und Währungs- 
union beginnt am 1. Januar 1974 und endet späte- 
stens am 31. Dezember 1976. 

Im Laufe dieser Stufe werden der Gemeinschafts- 
aktion vorrangige Ziele zugewiesen und zwar: 

— Bekämpfung der Inflation 

— ausgewogenes und stetiges Wachstum bei einem 
möglichst hohen Beschäftigungsstand 

— gerechte Verteilung der Früchte der Expansion, 
Verbesserung der Lebensqualität und Verminde- 
rung der sozialen und regionalen Ungleichge- 
wichte innerhalb der Gemeinschaft; 

— Festigung der Eigenpersönlichkeit der Gemein- 
schaft gegenüber der Außenwelt als unerläßliche 
Voraussetzung für den inneren Zusammenhalt 
und die interne Entwicklung. 


IL 

1. Der Rat mißt der Herbeiführung einer weitge- 
henden Konvergenz der Wirtschafts- und Währungs- 
politik in der Gemeinschaft höchste Bedeutung bei 
und trifft alle hierzu erforderlichen Vorkehrungen. 
Er weist auf die Notwendigkeit hin, daß die Organe 
der Gemeinschaft alles in ihren Kräften Stehende 
tun, damit die Verfahren wirksam angewandt wer- 
den und die wirtschaftspolitischen Maßnahmen im 
Einklang mit den gesteckten Zielen stehen. 

Um diese größere Annäherung der Wirtschafts- und 
Währungspolitik herbeizuführen, sind folgende Ak- 
tionen einzuleiten: 

■ — Verstärkung der Konsultationsverfahren. Mit Be- 
ginn der zweiten Stufe sind die notwendigen Vor- 
kehrungen zu treffen, damit ein Mechanismus 
ständiger Konsultation im Wirtschafts- und Wäh- 
rungsbereich eingeführt wird, um sicherzustellen, 
daß vorherige Konsultationen über alle bedeut- 
samen Wirtschafts- und währungspolitischen Maß- 
nahmen tatsächlich stattfinden ; 

— Einführung gleitender quantitativer Vorausschät- 
zungen für fünf Jahre als Bezugspunkt für die 
Koordinierung der Wirtschaftspolitik und Auf- 
stellung mittelfristiger Programme als Rahmen 
für die Politik der Gemeinschaft ^); 

— Harmonisierung, Ausweitung und koordinierterer 
Einsatz des in den Mitgliedstaaten verfügbaren 

, Wirtschafts- und währungspolitischen Instrumen- 
tariums; zu diesem Zweck wird bis Ende 1973 
eine Richtlinie zur Förderung der Stabilität, des 
Wachstums und der Vollbeschäftigung in der Ge- 
meinschaft erlassen ; 

ü Vgl. Entscheidung des Rates über die Herbeiführung 
eines hohen Grades an Konvergenz der Wirtschafts- 
und Währungspolitiken in den Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft. 

2) Vgl. Richtlinie des Rates zur Förderung der Stabilität, 
des Wachstums und der Vollbeschäftigung in der Ge- 
meinschaft. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
30. November 1973 - 1/4 - 030 70 -E- Wä 8/73: 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 15. November 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften über- 
mittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu den genannten 
Kommissionsvorschlägen ist vorgesehen. 

Der Rat wird anläßlich seiner Tagung am 3.14. Dezember 1973 einen ersten Gedankenaustausch über die 
Kommissionsvorschläge haben. 
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— vertiefte Kenntnisse der mit der wirtschaftlichen 
Integration in Europa auftretenden Probleme. Um 
diesem Bedürfnis zu entsprechen, wird im Laufe 
des Jahres 1974 ein Institut der Europäischen 
Gemeinschaften für Wirtschaftsanalyse und -for- 
schung errichtet-, 

— Erweiterung und Verbesserung der Grundlagen- 
information; zu diesem Zweck hat der Rat im 
Laufe des Jahres 1974 im Rahmen eines Gesamt- 
programms ein Programm zur Harmonisierung 
und Koordinierung der Wirtschafts- und Finanz- 
statistiken zu verabschieden, das im Verlauf der 
zweiten Stufe schrittweise durchzuführen ist. 

2. Die Koordinierung der Haushaltspolitik der Mit- 
gliedstaaten muß verstärkt und der Vollzug der 
öffentlichen Haushalte regelmäßig nachgeprüft wer- 
den. 

In diesem Zusammenhang ist eine strenge Über- 
wachung der Höhe der Haushaltssalden und ihrer 
Finanzierung bzw. Verwendung auszuüben. 

Die Orientierungsdaten für die Haushalte der öffent- 
lichen Verwaltungen sind unter Zugrundelegung der 
mittelfristigen Projektionen der öffentlichen Finan- 
zen festzulegen. 

Es sind Maßnahmen zur schrittweisen Harmonisie- 
sierung des haushaltspolitischen Instrumentariums 
und der Verfahren zur Aufstellung der Haushalts- 
pläne zu ergreifen. 

3. Der Rat vertritt den Standpunkt, daß die ver- 
stärkte Koordinierung der Wirtschafts- und Wäh- 
rungspolitik und die Durchführung der vorgesehenen 
Strukturpolitik im Laufe der zweiten Stufe innerhalb 
der Gemeinschaft zu stabilen Wechselkursrelationen 
führen werden, die auf festen, jedoch anpassungs- 
fähigen Paritäten beruhen und keine Schwankungen 
über die vereinbarten Grenzwerte hinaus beinhal- 
ten. 

Auf der Grundlage eines Berichts des Verwaltungs- 
rats des Europäischen Fonds für währungspolitische 
Zusammenarbeit an den Rat und an die Kommission 
sowie anhand der im Bereich der Koordinierung der 
Wirtschaftspolitik erzielten Ergebnisse entscheidet 
der Rat gegebenenfalls alljährlich auf Vorschlag der 
Kommisison über die späteren Verengungen der 
maximalen Bandbreite zwischen den Währungen der 
Gemeinschaft, die gegenwärtig 2,25 v. H. beträgt. 

Der Rat bekräftigt, daß die Aufhebung der Band- 
breiten und die Rückkehr zu festen Paritäten das bis 
1980 zu erreichende Endziel darstellen. 

Der Fonds für währungspolitische Zusammenarbeit 
muß die erneuerten Kreditmechanismen der Ge- 
meinschaft integrieren; ferner müssen ihm die Mit- 
gliedstaaten Reservemittel zur Verfügung stellen. So 
werden die Schwierigkeiten beim Saldenausgleich, 
die gegenwärtig das gemeinschaftliche Wechselkurs- 
system beeinträchtigen, leichter überwunden, der 
multilaterale Charakter des Systems verstärkt, die 


Rolle des Fonds als Organ der währungspolitischen 
Zusammenarbeit und die Verwendung der europäi- 
schen Rechnungseinheit ausgebaut ^). Die Verbin- 
dung zwischen Konvergenz der Wirtschaftspolitik 
und Kreditgewährung wird dadurch hergestellt, daß 
die Kredite bei Überschreitung bestimmter Grenzen 
an Bedingungen geknüpft werden. 

Zum 31. Dezember 1973, also mit Beginn der zweiten 
Stufe, sollten dem Fonds als Erstaustattung 10 v. H. 
der von den Mitgliedstaaten gehaltenen Reserven 
zur Verfügung gestellt werden. 

Je nach Sachlage und Grad der Harmonisierung der 
Wirtschaftspolitik beschließt der Rat auf Vorschlag 
der Kommission im Laufe der zweiten Stufe über 
Zeitpunkt und Umfang der zusätzlichen Beiträge. 

4. Mit Beginn der zweiten Stufe werden die Ver- 
fahren der vorherigen Konsultation im Falle von 
Änderungen der Wechselkursrelationen der Wäh- 
rungen der Gemeinschaft verstärkt. 

5. Der Rat ist übereingekommen, daß die Mitglied- 
staaten der Gemeinschaft mit Beginn der zweiten 
Stufe im Bereich der Währungsbeziehungen zu den 
dritten Ländern und den internationalen Organisa- 
tionen: 

— eine Politik betreiben müssen, die mit dem rei- 
bungslosen Funktionieren einer Währungsunion 
bzw. mit zwischen den Mitgliedstaaten der Ge- 
meinschaft zu verabschiedenden Interimsabkorn- 
men, die zur Schaffung einer Währungsunion füh- 
ren, vereinbar ist; 

— sich nicht mehr auf die im Rahmen der Reform 
des Weltwährungssystems beschlossenen Bestim- 
mungen berufen, um die Währungsbeziehungen 
innerhalb der Gemeinschaft zu lockern; 

— gemeinsame Standpunkte unter Wahrung dieser 
Grundsätze annehmen und sie durch einen ge- 
meinsamen Sprecher vertreten. 

6. Der Rat stellt fest, daß auf dem Gebiet der Libe- 
ralisierung des freien Kapitalverkehrs innerhalb der 
Gemeinschaft seit 1962 kein Fortschritt erzielt wurde. 
Er stellt außerdem fest, daß infolge Fehlens einer 
Differenzierung der Gemeinschaft gegenüber den 
Drittländern die Entwicklung der internationalen 
Währungsbeziehungen seit mehreren Jahren auf 
diesem Gebiet zu erheblichen Rückschritten geführt 
hat, und zwar nicht nur gegenüber den Drittländern, 
sondern auch zwischen den Mitgliedstaaten. 

Die Einführung eines in hohem Maße liberalisierten 
Kapitalverkehrs innerhalb der Gemeinschaft und die 
Schaffung eines gemeinsamen Kapitalmarkts erfor- 
dern in der derzeitigen Lage in erster Linie die Her- 
ausbildung einer Differenzierung zwischen der Ge- 
meinschaft und den Drittländern. Eine solche Diffe- 
renzierung muß zwangsläufig in eine gemeinsame 
Regelung für die Kapitalbewegungen aus den nicht 

•^) Vgl. Verordnung über den Fonds für währungspoli- 
tische Zusammenarbeit. 


3 



Drucksache 7/1322 


Deutscher Bundestag - 7. Wahlperiode 


rjv GciP. -''nschcft gehöre;. den Ländern eingebettet 
werden und muß sich in den Rahmen einer wäh- 
lunyspolilischexi Zusammenurbeit einfügen, welche 
die Einhaltung des gemeinsamen Wechselkurs- 
systems voraussetzt. 

Deshalb ist der Rat der Auffassung, daß die Gemein- 
schaft ein gemeinschaftliches System zur Kontrolle 
der Kapitalbewegungen aus nicht der Gemeinschaft 
angehörenden Ländern benötigt, das zu gegebener 
Zeit angewandt werden kann. Die Kommission wird 
vor dem 31. Dezember 1974 Vorschläge für die Schaf- 
fung dieses Systems vorlegen, um schrittweise eine 
weitgehende Liberalisierung der Kapitalbewegun- 
gen innerhalb der Gemeinschaft zu erreichen. 

7. Der Rat mißt der Beseitigung der strukturellen 
und regionalen Ungleichgewithte innerhalb der Ge- 
meinschaft, die die Verwirklichung der Wirtschafts- 
und Währungsunion beeinträchtigen könnten, große 
Bedeutung bei. Im Hinblick darauf und unbeschadet 
aller anderen Maßnahmen, die im Rahmen spezifi- 
scherer Programme getroffen werden können, ist der 
Rat übereingekommen, bis zum 31. Dezember 1973 
den Europäischen Fonds für Regionalentwicklung 
und den Ausschuß für Regionalpolitik zu schaffen. 
Gleichzeitig unterstreicht der Rat die Bedeutung 
schneller Fortschritte bei der Koordinierung der Re- 
gionalpolitik der Mitgliedstaaten. Im Verlauf der 
zweiten Stufe wird sich der Rat auf Vorschlag der 
Kommission zur Gründung einer europäischen Ge- 
sellschaft für Regionalentwicklung und Errichtung 
eines gemeinschaftlichen Bürgschaftssystems für In- 
vestitionen in den Entwicklungsgebieten äußern. 

Außerdem erkennt der Rat die Bedeutung einer 
konzertierten Politik an, die das Ziel verfolgt, einen 
beträchtlichen Teil der neuen Unternehmensinve- 
stitionen in die wirtschaftlich am schwächsten ent- 
wickelten Gebiete der Gemeinschaft zu lenken. 

8. In der Sozial- und Beschäftigungspolitik wird der 
Rat dafür sorgen, daß v/esentliche Fortschritte er- 
zielt werden, die - unabhängig von ihrem Wert an 
sich - auch den wirtschaftlichen und währungspoli- 
tischen Integrationsprozeß erleichtern. 

Bei der Gegenüberstellung und Koordinierung der 
Sozial- und Beschäftigungspolitik müssen die Bemü- 
hungen um eine größere Kohärenz der Entscheidun- 
gen der Mitgliedstaaten fortgeführt werden. Im In- 
teresse einer Verbesserung und Weiterentwicklung 
der Regelungen für die berufliche Umschulung for- 
dert der Rat, daß sich die Mitgliedstaaten zur Ein- 
führung eines Systems von Einkominensgarantien 
während der Umschulungsdauer verpflichten. Auf 
Vorschlag der Kommission wird sich der Rat zu den 
Einzelheiten eines Beitrags der Gemeinschaft äußern, 
um die Einführung eines solchen Systems in den 
Ländern oder Regionen zu erleichtern, die den größ- 
ten Schwierigkeiten begegnen. 


9. Im industriellen Bereich ist der Rat der Ansicht, 
daß während der zweiten Stufe beträchtliche An- 
strengungen unternommen werden müssen, um eine 
industrielle Grundlage innerhalb der gesamten Ge- 
meinschaft zu schaffen. Dadurch soll der für eine 
ausgewogene sektorale und regionale Entwicklung 
wünschenswerte Grad an Kohärenz erreicht werden. 
Zu diesem Zweck mißt er den Maßnahmen zur Be- 
seitigung von Hindernissen im freien Warenverkehr 
vor allem rechtlicher und steuerlicher Art der An- 
näherung und Zusammenarbeit der Unternehmen 
auf europäischer Ebene, der schrittweisen und effek- 
tiven Liberalisierung der öffentlichen Auftragsver- 
gabe und der Durchführung wirksamer Förder- und 
Umstellungsmaßnahmen für bestimmte Industrie- 
zweige, die mit besonderen Problemen zu kämpfen 
haben, größte Bedeutung bei. 

Die Mitgliedstaaten treffen die Harmonisierungs- 
maßnahmen auf dem Gebiet der Steuer-, Bank- und 
Börsenvorschriften und Publizität der Unterneh- 
mensbilanzen, die die notwendige Ergänzung zum 
freien Kapitalverkehr innerhalb des Gemeinsamen 
Marktes bilden, damit eine optimale Nutzung der 
Ersparnis innerhalb der Gemeinschaft sowie eine 
regional ausgewogene Verteilung der Investitionen 
gefördert wird. 

10. Im Steuerbereich verpflichtet sich der Rat, inner- 
halb kürzester Zeit über sämtliche wichtigen Vor- 
schläge zu beschließen, die ihm die Kommission für 
die Mehrwertsteuer, die Verbrauchssteuern und die 
steuerliche Behandlung von innergemeinschaftlichen 
Fusionen sowie Mutter- und Tochtergesellschaften 
verschiedener Mitgliedstaaten bereits unterbreitet 
hat. Der Rat kommt ebenfalls überein, vor Ende 1974 
über folgende Vorschläge der Kommissoin zu be- 
schließen: 

— Harmonisierung der Quellenabzugsverfahren für 
Zinserträge aus Schuldverschreibungen und für 
Dividenden 

— Harmonisierung der Körperschaftsteuersysteme 

— Harmonisierung der Erhebungs- und Einrich- 
tungsmodalitäten der eigenen Einnahmen an der 
Mehrwertsteuer 

— Erhöhung der steuerlichen Freibeträge für Rei- 
sende. 

Außerdem verpflichtet sich der Rat im Hinblick auf 
die Beseitigung der Steuergrenzen, die Beseitigung 
der Hindernisse im freien Personen-, Güter-, Dienst- 
leistungs- und Kapitalverkehr und die Annäherung 
der Wettbewerbsbedingungen der Unternehmen auf 
Vorschlag der Kommission vor dem 31. Dezember 
1976 folgende Maßnahmen zu ergreifen: 

— Festsetzung der Zahl der Mehrwertsteuersätze 
und Aufstellung gemeinsamer Listen der den ein- 
zelnen Sätzen unterliegenden Waren- und Dienst- 
leistungen; 

— Annäherung der Bemessungsgrundlage für die 
Besteuerung der Unternehmensgewinne 
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— Aufstellung gemeinsamer Regeln für die Be- 
steuerung der Einkommen von Grenzgängern und 
Wanderarbeitnehmern 

— Bekämpfung der Steuerhinterziehung und Steuer- 
flucht. 


iir. 

Der Rat nimmt die von der Kommission geäußerte 
Bereitschaft zur Kenntnis, ihm bis Ende 1975 einen 
Bericht über die im Rahmen der Schaffung der Euro- 
päischen Union erzielten Ergebnisse zu unterbreiten 
und neue Vorschläge zur vollständigen Verwirk- 
lichung der Wirtschafts- und Währungsunion zu for- 
mulieren. 

Der Rat und gegebenenfalls die Vertreter der Regie- 
rungen der Mitgliedstaaten erlassen auf Vorschlag 
der Kommission im Laufe des Jahres 1976 sämtliche 
Maßnahmen, die zur Schaffung und zum Funktionie- 
ren der Wirtschafts- und Währungsunion notwendig 
sind und zwar so wie diese in der Entschließung des 
Rates vom 22. März 1971 für 1980 in Aussicht genom- 
men wurde. 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates betreffend Stabilität, Wachstum und 
Vollbeschäftigung in der Gemeinschaft 


1. Die Verwirklichung eines stetigen und ausgewo- 
genen Wachstums und die Sicherheit der wirtschaft- 
lichen Stabilität und der Vollbeschäftigung stellen 
in jedem Mitgliedsland ständige Aufgaben des Staa- 
tes dar. Die schrittweise Schaffung einer Wirtschafts- 
und Währungsunion verleiht der Erfüllung dieser 
Aufgaben stärkere Bedeutung und den dazu beitra- 
genden Maßnahmen der kurz- und mittelfristigen 
Wirtschaftspolitik eine neue Dimension, Die Fort- 
schritte auf dem Wege zur Wirtschaftsintegration 
und das geordnete Vorgehen auf dem Wege zur end- 
gültigen Errichtung der Wirtschafts- und Währungs- 
union hängen von den Bedingungen ab, unter denen 
jeder Mitgliedstaat die genannten Ziele verfolgen 
kann. Die zunehmende Verflechtung der Volkswirt- 
schaften der Mitgliedstaaten bedeutet ferner, daß 
jede wichtige wirtschaftspolitische Maßnahme auf 
einzelstaatlicher Ebene und die Wirtschaftsentwick- 
lung in jedem Mitgliedsland zwangsläufig mehr oder 
weniger starke Auswirkungen in den Partnerländern 
haben werden. Die Verwirklichung der Ziele Stabi- 
lität, Wachstum und Vollbeschäftigung ist somit das 
Ergebnis einer Gesamtheit von Maßnahmen, deren 
Erfolg eine immer größere Konvergenz der Wirt- 
schafts- und Finanzpolitik der Mitgliedstaaten vor- 
aussetzt, 

2. Um einen hohen Grad an Konvergenz dieser 
Politiken herbeizuführen, schlägt die Kommission 
dem Rat vor, das Gemeinschaftsverfahren zur Ko- 
ordinierung der Wirtschafts- und Währungspolitik 
zu verstärken^). Diesem Unterfangen würde jedoch 
eine wesentliche Grundlage fehlen, wenn nicht in 
jedem Mitgliedstaat die notwendigen Bedingungen 
erfüllt wären, um eine rasche und wirksame Durch- 
führung der gemeinschaftlichen Beschlüsse zu ge- 
währleisten. 

3. Um dieser Notwendigkeit zu entsprechen, unter- 
breitet die Kommission nach Anhörung der zustän- 
digen Ausschüsse die beiliegende Richtlinie. Um 
sicherzustellen, daß die Mitgliedstaaten durch ent- 
sprechende Änderungen der Gesetze Verordnungen 
und Institutionen in die Lage versetzt werden, die 
auf Gemeinschaftsebene gefaßten Beschlüsse durch- 
zuführen, müßten nach Ansicht der Kommission vor 
allem folgende Voraussetzungen erfüllt sein. 

A. Die geeigneten Mittel zur Erreichung der Ziele 
Stabilität, Wachstum und Vollbeschäftigung, zu 
deren Verfolgung die Mitgliedstaaten und die 
Gemeinschaft als solche im übrigen nach Maß- 
gabe der Artikel 2 und 104 des EWG-Vertrags 
gehalten sind, werden durch die vom Rat aufge- 
stellten kurz- und mittelfristigen wirtschaftspoli- 
tischen Leitlinien konkret und ausgewogen be- 
stimmt. Die Durchführung dieser Politik im Ein- 
klang mit diesen Leitlinien stellt von jetzt ab 


eine Verpflichtung dar, der sich die Mitgliedstaa- 
ten nicht entziehen können. Um die erforderliche 
Verbindung mit den von der Gemeinschaft ver- 
folgten Zielen noch klarer werden zu lassen, ist 
es wünschenswert, daß die Mitgliedstaaten auf 
die auf Gemeinschaftsebene festgeiegten Leit- 
linien Bezug nehmen, wenn sie - insbesondere 
auf dem Gebiet der Haushaitspolitik - die wich- 
tigsten Beschlüsse für die wirtschaftliche und so- 
ziale Entwicklung fassen. 

B. „Es liegt auf der Hand, daß die Verfolgung der 
Ziele Stabilität, Wachstum und Vollbeschäftigung 
ohne die aktive Mitwirkung der hauptsächlichen 
wirtschaftlichen und sozialen Gruppen zum Schei- 
tern verurteilt wäre. Dies gilt umso mehr, als 
diese drei Ziele in Wirklichkeit Zwischenteile 
auf dem Weg zu übergeordneten gesellschafts- 
politischen Zielen sind, wie zum Beispiel die 
gerechte Verteilung des Volkseinkommens, die 
Sicherheit der Arbeitsplätze und nicht nur die 
Verbesserung der materiellen Lebensbedingun- 
gen, sondern auch die gesellschaftliche Entfaltung 
und eine größere soziale Gerechtigkeit. Daher 
ist es in jedem Mitgliedstaat notwendig - wie es 
schon in den meisten Fällen geschieht - die 
Sozialpartner eng an der Ausarbeitung der wirt- 
schaftspolitischen Leitlinien zu beteiligen." 

C. Im Bereich der mittelfristigen Wirtschaftspolitik 
müssen die Mitgliedstaaten in konkreten Pro- 
grammen für die wichtigsten Gebiete der Wirt- 
schafts- und Sozialpolitik die Maßnahmen bestim- 
men, die sie zur Erreichung dieser Ziele zu tref- 
fen beabsichtigen. Bezüglich der kurzfristigen 
Wirtschaftspolitik müssen sie über Instrumente 
verfügen, die es ihnen gestatten, schnell und 
wirksam sowohl eine Expa-nsions- als auch eine 
Stabilitätspolitik verfolgen zu können. 

D. Die Mitgliedstaaten haben schließlich gegenüber 
den Gemeinschaftsorganen und insbesondere ge- 
genüber der Kommission eine Informationspflicht, 
um es diesen Organisationen zu ermöglichen, ihre 
Kenntnis der für die Ausarbeitung der wirt- 
schaftspolitischen Leitlinien erforderlichen Ele- 
mente sowie die zu ergreifenden Maßnahmen und 
die tatsächliche Befolgung dieser Leitlinien zu 
verbessern. 

Dabei könnte es sich als nützlich erweisen, wenn 
die einzelstaatlichen Dienststellen die Möglich- 
keit haben, Sachverständige der Kommission 


1) Siehe Vorschlag für eine Entscheidung des Rates über 
die Herbeiführung eines hohen Grades an Konvergenz 
der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft. 
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heranzuziehen, um bei der technischen Vorberei- 
tung bestimmter Entscheidungen die gemein- 
schaftlichen Gesichtspunkte vorzutragen. 

4. Die Kommission schlägt vor, daß die Mitglied- 
staaten die notwendigen Vorkehrungen treffen, da- 
mit die in Ziffer 3 aufgezählten Bedingungen in kur- 
zer Zeit erfüllt werden. Gemäß Artikel 189 des 
EWG-Vertrags hat sie im wesentlichen das zu er- 
reichende Ziel im Auge und überläßt den innerstaat- 
lichen Stellen die Wahl der Form und der Mittel. 

Selbstverständlich müssen die von den Mitgliedstaa- 
ten getroffenen Maßnahmen mit den Vorschriften 
der Verträge vereinbar sein. 

Die Kommission ist sich bewußt, daß die Einführung 
der in ihrem Richtlinienvorschlag vorgesehenen 
Maßnahmen von einem Mitgliedstaat zum anderen 
unterschiedliche Anpassungen erfordert. Einige Mit- 
gliedstaaten verfügen in den von der Richtlinie er- 
faßten Bereichen über eine Vielfalt von Verfahren 
und Instrumenten, während sie in anderen Mitglied- 
staaten weniger entwickelt sind. Es fragt sich, ob 
alle von der Kommission aufgeführten Verfahren 
und Instrumente in jedem Gemeinschaftsland be- 
stehen müssen, auch wenn in der gegenwärtigen 
Lage ihr Einsatz nicht notwendig erscheint und ihre 
Anwendung bisher niemals erwogen wurde. Die 
Kommission glaubt, diese Frage bejahen zu müssen. 
Die möglicherweise unvorhersehbaren Wechselfälle 
der Wirtschaftsentwicklung erfordern ein Aktions- 
potential, das - wenn auch nicht immer vollständig - 
unverzüglich eingesetzt werden kann. 


5. Die Anwendung einiger Artikel der Richtlinie 
kann gesetzgeberisch Probleme aufwerfen oder sich 
auf das institutioneile Gleichgewicht innerhalb der 
Mitgliedstaaten auswirken. Die Tragweite der Kom- 
missionsvorschläge bedarf daher einer Präzisierung. 
Mit Artikel 6 sollen im wesentlichen einige haus- 
haltspolitische Instrumente flexibler gestaltet wer- 
den und zu ihrer Anwendung innerhalb von 30 Ta- 
gen führen, und zwar durch die Möglichkeit einer 
zeitweiligen Änderung bestimmter Rechtsvorschrif- 
ten über die öffentlichen Einnahmen und Ausgaben 
entweder durch Übertragung von Vollmachten oder 
durch beschleunigte Ratifikationsverfahren. 

Dieser Artikel dürfte weder die Harmonisierung be- 
stimmter Elemente der Besteuerung innerhalb der 
Gemeinschaft behindern, noch die in den verschie- 
denen Mitgliedstaaten üblichen parlamentarischen 
Verfahren präjudizieren. Es wird vielmehr Sache 
der Regierungen sein, gegebenenfalls die zur Errei- 
chung des verfolgten Ziels erforderlichen Verbesse- 
rungen vorzuschlagen. 

Artikel 9 trägt der Verschiedenartigkeit der Bezie- 
hungen zwischen Zentralstaat einerseits und den 
nachgeordneten Gebietskörperschaften andererseits 
Rechnung. Das zu erreichende Ziel besteht darin, 
sicherzustellen, daß die vom Rat für die Mitglied- 
staaten aufgestellten Leitlinien von den öffentlichen 
Verwaltungen aller Ebenen unterstützt werden. 

Insbesondere wegen der gesetzgeberischen Folgen 
der Anwendung einiger Artikel der Richtlinie hält 
es die Kommission für unerläßlich, die Stellungnah- 
me des Europäischen Parlaments einzuholen. 
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DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 103, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die stufenweise Errichtung einer Wirtschafts- und 
Währungsunion in der Gemeinschaft erfordert die 
Befolgung konvergenter Wirtschaftspolitiken, die 
auf die Verwirklichung der Stabilität, des Wachs- 
tums und der Vollbeschäftigung in der Gemeinschaft 
ausgerichtet sind. 

Hierzu wurden Verfahren zur Koordinierung der 
Wirtschaftspolitik auf Gemeinschaftsebene einge- 
führt, vor allem im Rahmen der Entscheidung des 
Rats vom 

Um den Erfordernissen dieser Koordinierung zu 
entsprechen und insbesondere um in der Lage zu 
sein, auf Gemeinschaftsebene kompatible Ziele im 
Bereich von Stabilität, Wachstum und Vollbeschäf- 
tigung zu verfolgen, muß jeder Mitgliedstaat über 
ein angemessenes v/irtschaftspolitisches Instrumen- 
tarium verfügen. 

Es ist unerläßlich, daß die zuständigen Behörden 
der Mitgliedstaaten über derartige schnell einsetz- 
bare Instrumente verfügen, um die Konjunkturent- 
wicklung zu beherrschen und sie innerhalb der auf 
gemeinschaftlicher Ebene bestimmten Orientierungs- 
daten zu halten. Es handelt sich daher um eine Maß- 
nahme, die dieser Aufgabe angemessen ist — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Zur Erreichung der Ziele Stabilität, Wachstum und 
Vollbeschäftigung in der Gemeinschaft verfolgt jeder 
Mitgliedstaat seine kurz- und mittelfristige Wirt- 
schaftspolitik unter Einhaltung der Leitlinien, die 

der Rat in Ausführung der Entscheidung Nr 

vom aufgestellt hat. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten nehmen ausdrücklich auf die 
vom Rat aufgestellten Leitlinien Bezug, wenn sie 
wichtige wirtschaftspolitische Maßnahmen treffen. 
Diese Bezugnahme ist insbesondere in die Haushalts- 
voranschläge des Staates aufzunehmen. 

Artikel 3 

Die Regierungen der Mitgliedstaaten stimmen sich 
mit den Vertretern der wichtigsten wirtschaftlichen 
und sozialen Gruppen über die wirtschaftspoliti- 
schen Leitlinien ab. 


Artikel 4 

Jeder Milgliedstaat erstellt wirtschaftliche Voraus- 
schätzungen und Programme für die mittelfristige 
Wirtschaftspolitik, die die zu ergreifenden Maß- 
nahmen, insbesondere im Bereich der Haushalts-, 
Finanz-, Struktur- und Regionalpolitik enthalten und 
die geeignet sind, eine mit den Leitlinien des Arti- 
kels 1 konforme Entwicklung zu fördern. 


Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen 
Rechts- oder Verwaltungsvorschriften, um unver- 
züglich auf die verschiedenen Elemente einwirken 
zu können, die Gegenstand der Politik der Wäh- 
rurtgsbehörden sind, insbesondere auf die Liquidität 
der Wirtschaft, die Bankenliquidität, die Kreditge- 
währung und die Zinssätze. 

Zu diesem Zweck statten die Mitgliedstaaten ihre 
Währungsbehörden - sofern sie nicht bereits dar- 
über verfügen - mit den Instrumenten und Befug- 
nissen aus, die es ihnen ermöglichen, folgende Maß- 
nahmen zu treffen: 

— Einführung oder Änderung von Reservesätzen 
auf die Passiva der Kreditinstitute; 

— Einführung oder Änderung von Reservesätzen 
auf die von den Kreditinstituten gewährten Kre- 
dite; 

— Anwendung einer Offenmarktpolitik mit umfang- 
reichen Interventionspapieren, die sich je nach 
Bedarf kurz-, mittel- und langfristiger Papiere 
bedient; 

— Änderung der Rediskontkontingente bei der Zen- 
tralbank; 

— Änderung der verschiedenen Interventionssätze 
der Währungsbehörden; 

— Änderung der Soll- und Habenzinssätze der Öf- 
fentlichen Kreditanstalten; 

— Einführung oder Änderung der Konditionen für 
Konsumentenkredite, Teilzahlungsgeschäfte und 
Hypothekarkredite ; 

— Quantitative oder qualitative Kreditbeschränkim- 
gen. 

Artikel 6 

Jeder Mitgliedstaat erläßt die erforderlichen Vor- 
schriften, damit die Regierung erforderlichenfalls in- 
nerhalb von spätestens 30 Tagen folgende Maßnah- 
men treffen kann: 

— Verlangsamung oder Beschleunigung der Ent- 
wicklung der öffentlichen Ausgaben; 


g Siehe Entscheidung des Rates zur Erreichung eines 
hohen Grades an Konvergenz der Wirtschaftspolitiken 
der Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft. 
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— Erhöhung oder Senkung der Steuertarife der Ein- 
kommen- und Körperschaftssteuer sowie Ver- 
langsamung oder Beschleunigung der Einziehung 
dieser Steuern; 

— ■ Zeitweilige Änderung der Mehrwertsteuer- und 
V erbrauchssteuersätze ; 

— Umgestaltung der Steuer- und Zuschußregelung 
für die Investitionen der Unternehmen und den 
Bau. 

Artikel 7 

Jeder Mitgliedstaat erstellt fünfjährige Investitions- 
programme für den Zentralstaat und die nachgeord- 
neten Gebietskörperschaften, deren Durchführung 
im Rahmen der Haushaltsvorschriften je nach den 
konjunkturellen Erfordernissen erfolgt. Er unterzieht 
diese Programme einer jährlichen Überprüfung. 


Artikel 8 

Jeder Mitgliedstaat erläßt die notwendigen Vor- 
schrirLGn, damit die Regierung ohne vorherige Er- 
mächtigung den Ertrag von Steuermehreinnahmen 
oder Anleiheemissionen bei der Zentralbank zeit- 
weilig stillegen und diese Mittel später freigeben 
kann. 

A r t i k e 1 9 

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß die Haushalts- 
gebarung der nachgeordneten Gebietskörperschaften 


zur Verwirklichung der Ziele und zur Durchführung 
der Leitlinien des Artikels 1 beiträgt. Hierzu erlas- 
sen sie, soweit erforderlich, die notwendigen Vor- 
schriften, um die Verschuldung der nachgeordneten 
Gebietskörperschaften beschränken zu können. 


Artikel 10 

Die Mitgliedstaaten gewährleisten eine schnelle Zu- 
sammenstellung der unerläßlichen Informationen für 
die Ausarbeitung und Überprüfung der vom Rat auf- 
gestellten Leitlinien für die kurz- und mittelfristige 
Wirtschaftspolitik sowie über die eingesetzten In- 
strumente. Sie übermitteln diese Angaben der Kom- 
mission, sobald sie verfügbar sind. 


Artikel 11 

Die Mitgliedstaaten ergreifen die Maßnahmen, die 
notwendig sind, um dieser Richtlinie innerhalb von 
zwölf Monaten nach ihrer Verkündung nachzu- 
kommen. Für die Anwendung der Artikel 6 und 9 
wird diese Frist jedoch auf zwei Jahre verlängert. 

Artikel 12 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Vorschlag einer Entscheidung des Rates über die Verwirkiichung eines hohen 
Grades an Konvergenz der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 103 und 145, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die schrittweise Verwirklichung der Wirtschafts- 
und Währungsunion setzt unbedingt voraus, daß 
die Konvergenz der Wirtschaftspolitiken der Mit- 
gliedstaaten bereits jetzt erreicht wird und in hohem 
Grade erhalten bleibt, wie in der Entschließung des 
Rates vom anerkannt wird. 

Dies erfordert eine erhebliche Straffung und Ver- 
besserung der gegenwärtig praktizierten Koordi- 
nierungsverfahren. Insbesondere müssen sowohl im 
Bereich der allgemeinen Wirtschaftspolitik als auch 
im währungspolitischen Verantwortungsbereich der 
Zentralbanken permanente Konsultationen einge- 
führt werden. 

Das Instrument der permanenten Konsultation be- 
darf einer Absicherung durch gemeinschaftlich fest- 
gelegte wirtschaftspoiitische Leitlinien, die sich nicht 
auf die kurzfristige Wirtschaftspolitik beschränken 
dürfen, sondern auch die mittelfristige Politik ein- 
beziehen müssen. Eine konjunkturpolitische Aktion 
zur Integrierung der Entwicklungsprozesse von neun 
Volkswirtschaften wird nämlich nur dann mit Aus- 
sicht auf Erfolg zu verwirklichen sein, wenn sie auf 
gemeinsame Ziele für einen längeren Zeitraum aus- 
gerichtct wird. Die Festlegung derartiger mittelfri- 
stiger Leitlinien ist also ein unerläßliches Instrument 
für eine kohärente Konjunkturpolitik und somit als 
Maßnahme für eine derartige Politik geeignet. 

Um die Kohärenz der Wirtschaftspolitiken der 
Mitgliedstaaten zu wahren, müssen ihre Durchfüh- 
rung und ihre Wirkungen überwacht werden, damit 
jede Abweichung von den gemeinschaftlich festge- 
legten Leitlinien schnell korrigiert werden kann. 

Die verstärkte Konvergenz der Wirtschaftspoli- 
tiken muß mit Beginn der zweiten Stufe der Wirt- 
schafts- und Währungsunion in den innergemein- 
schaftlichen Währungsbeziehungen ergänzt werden 
durch die Übertragung von Währungsreserven auf 
den Europäischen Fonds für währungspolitische Zu- 
sammenarbeit sowie durch klare und wirksame Kon- 
sultationsverfahren, die vor jeder Entscheidung 
eines Mitgliedstaates zu beachten sind, die den Aus- 
tausch seiner Währung gegen die Währungen an- 
derer Mitgliedstaaten und dritter Länder berührt — 


HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Rat reserviert jeden Monat einen festen, vor- 
her zu bestimmenden Tag für die Beratung wirt- 
schafts- und währungspolitischer Probleme. Im Rah- 
men dieses Zeitplans hält der Rat jährlich drei Ta- 
gungen ab, auf denen er über die Wirtschaftslage 
in der Gemeinschaft berät. Auf der Grundlage einer 
Mitteilung der Kommission, die gegebenenfalls Vor- 
schläge, Entscheidungen, Richtlinien oder Empfeh- 
lungen enthält, beschließt der Rat Leitlinien für die 
von der Gemeinschaft und in jedem Mitgliedstaat zu 
verfolgende Wirtschaftspolitik, um zu einer harmo- 
nischen Wirtschaftsentwicklung zu gelangen. 


Artikel 2 

Die erste Beratung findet so bald wie möglich im 
Laufe des ersten Vierteljahres statt. 

Bei dieser Gelegenheit paßt der Rat auf Vorschlag 
der Kommission die wirtschaftspolitischen Leitlinien 
für das laufende Jahr den neuen Erfordernissen der 
WirtschcBftsentwicklung an und legt die ersten Leit- 
linien für die Aktionen des folgenden Jahres fest. 

Die Vorschläge der Kommission enthalten eine Bi- 
lanz der Wirtschaftspolitik des abgelaufenen Jahres 
und Projektionen für einen Zeitraum von fünf Jah- 
ren, die sich auf die wichtigsten makro-ökono- 
mischen Größen und auf die Einnahmen und Ausga- 
ben des Staates sowie des Gemeinschaftshaushalts 
in konstanten Preisen und in jeweiligen Preisen er- 
strecken. 

Artikels 

Die zweite Beratung findet im Laufe des zweiten 
Vierteljahres statt. Bei dieser Gelegenheit bestimmt 
der Rat kompatible Orientierungsdaten für die we- 
sentlichen Elemente der Vorwirtschaftsbudgets. In 
diesem Rahmen werden quantitative Orientierungs- 
daten für die Entwürfe der Staatshaushalte des fol- 
genden Jahres vor deren endgültiger Annahme fest- 
gelegt; sie beziehen sich auf Vorzeichen und Um- 
fang der Salden sowie ihre Finanzierungs- bzw. Ver- 
wendungsart unter Berücksichtigung der Volumen- 
veränderungen. Die Orientierungsdaten für die Ent- 
würfe der Staatshaushalte werden nicht veröffent- 
licht. 

Artikel 4 

Die dritte Beratung findet gegen Ende des dritten 
Vierteljahres statt. Bei dieser Gelegenheit verab- 
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schiedet der Rat auf Vorschlag der Kommission und 
nach Anhörung des Europäischen Parlaments und 
des Wirtschafts- und Sozialausschusses einen Jah- 
resbericht über die wirtschaftliche Lage der Gemein- 
schaft, und er legt Leitlinien fest für die Wirtschafts- 
politik der Mitgliedstaaten im folgenden Jahr. 


Artikel 5 

Sobald der Jahresbericht vom Rat angenommen ist, 
geben die Regierungen der Mitgliedstaaten in ihren 
Parlamenten bekannt, damit er in den Haushalts- 
beratungen berücksichtigt werden kann. 


Artikel 6 

Die Kommission entwirft auf der Grundlage eines 
Vorentwurfs des wirtschaftspolitischen Ausschus- 
ses in regelmäßigen Abständen, mindestens aber ein- 
mal alle fünf Jahre, ein Programm für die mittel- 
fristige Wirtschaftspolitik mit dem Ziel, im Hinblick 
auf die Wirtschafts- und Währungsunion schrittwei- 
se die Konvergenz der allgemeinen Wirtschafts- 
und Währungspolitik sicherzustellen sowie den 
Strukturwandel zu erleichtern und zu lenken. 

In dem Entwurf sind die Punkte zu erwähnen, in de- 
nen er von dem Vorentwurf des wirtschaftspoliti- 
schen Ausschusses ab weicht. 

Die Kommission leitet den Programmentwurf dem 
Rat zu, der ihn unverzüglich dem Europäischen Par- 
lament und dem Wirtschafts- und Sozialausschuß 
vorlegt. 

Das Programm wird vom Rat und von den Regierun- 
gen der Mitgliedstaaten angenommen. 

Der Rat und die Regierungen der Mitgliedstaaten 
geben mit der Annahme des Programms ihrer Ab- 
sicht Ausdruck, auf dem von dem Programm erfaß- 
ten Gebiet nach den dort vorgesehenen Leitlinien zu 
handeln. 

Gegebenenfalls beschließt der Rat parallel zur An- 
nahme des Programms auf Vorschlag der Kommis- 
sion einstimmig die Entscheidungen, Richtlinien oder 
Empfehlungen, die erforderlich sind, um die in die- 
sem Programm vorgesehenen Ziele zu erreichen und 
die vorgesehenen Mittel einzusetzen. 


Artikel 7 
Ein Mitgliedstaat darf 

— keine rechtliche oder tatsächliche Änderung der 
Parität oder des Leitkurses seiner Währung oder 
der im Rahmen des Europäischen Fonds für wäh- 
rungspolitische Zusammenarbeit für diese Wäh- 
rung gemeldeten Interventionskurse, 


- keine Aussetzung der Interventionen zu diesen 
Kursen, 

-- keine Neufestsetzung der Parität, des Leitkurses 
oder Wiederaufnahme der Interventionen zu den 
im Rahmen des Europäischen Fonds für wäh- 
rungspolitische Zusammenarbeit gemeldeten In- 
terventionskursen 

vornehmen, ohne daß in folgender Weise eine Kon- 
sultation stattgefunden hat; 

Der Mitgliedstaat, der eine der oben genannten Ent- 
scheidungen zu treffen beabsichtigt, beantragt un- 
verzüglich die Eröffnung einer Konsultation im Wäh- 
rungsausschuß. Bei dieser Gelegenheit handeln die 
Mitglieder des Währungsausschusses als Vertreter 
der Mitgliedstaaten. Die praktischen Einzelheiten 
der Konsultation werden von dem Währungsaus- 
schuß geregelt. 

Jeder Mitgliedstaat oder die Kommission kann be- 
antragen, daß die Konsultation im Rat stattfindet. 
Der betreffende Mitgliedstaat stellt jede Vollzugs- 
handlung zurück, bis der Währungsausschuß oder 
der Rat hierzu Stellung genommen hat. Die Ver- 
bindlichkeit des Vollzugsaufschubs endet 72 Stun- 
den nach Auslösung des Konsultationsverfahrens. 

Wird das gemeinsame Interesse durch die Wechsel- 
kurspolitik eines Mitgliedstaates bedroht, so kann 
ein anderer Mitgliedstaat oder die Kommission, wenn 
sie dieser Auffassung ist, eine Konsultation im 
Währungsausschuß und gegebenenfalls im Rat be- 
antragen. Die Konsultationen sind geheim. 


Artikel 8 

Permanente Vorkonsultationen finden im Ständigen 
Ausschuß des Europäischen Fonds für währungspoli- 
tische Zusammenarbeit statt über die Währungs- 
und Kreditpolitik der Zentralbanken der Mitglied- 
staaten, insbesondere über die Entwicklung der Ban- 
kenliquidität, die Kreditbedingungen und das Zins- 
niveau. 

Artikel 9 

Regelmäßige permanente Konsultationen über die 
von den Mitgliedstaaten geplanten Maßnahmen der 
allgemeinen Wirtschaftspolitik und deren Verein- 
barkeit mit den vom Rat nach dem Verfahren der 
Artikel 1 und 5 dieser Entscheidung festgelegten 
wirtschaftspolitischen Leitlinien finden in der Koor- 
dinierungsgruppe statt im Sinne von Teil I Ziffer 2 
der Entschließung des Rates und der Vertreter der 
Regierungen der Mitgliedstaaten vom 21. März 1972. 

In dieser Entschließung erhält der letzte Satz im 
ersten Absatz von Ziffer 2 in Teil I folgenden Wort- 
laut: 

b Siehe Verordnung des Rates 
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„Die Vorsitzenden des wirtschaftspolitischen Aus- 
schusses, des Währungsausschusses und der Gene- 
raldirektor des Europäischen Fonds für währungs- 
politische Zusammenarbeit nehmen gegebenenfalls 
an den Sitzungen der Gruppe teil." 

Diese Konsultationen müssen stattfinden, bevor eine 
Entscheidung fällt, und alle für die Konvergenz der 
Wirtschaftspolitik in der Gemeinschaft bedeutsamen 
Maßnahmen einbeziehen. 

Zu diesem Zwecke tritt die Koordinierungsgruppe 
mindestens einmal vierzehntäglich zusammen. 


Artikel 10 

Zeigt sich im Rahmen der Konsultationen nach Arti- 
kel 8 und 9, daß gegen die in einem oder mehreren 
Mitgliedstaaten geplanten Maßnahmen oder Ent- 
scheidungen schwerwiegende Bedenken bestehen, 
so kann der Mitgliedstaat oder die Kommission eine 
Konsultation im Rat beantragen, der dann inner- 
halb von acht Tagen zusammentreten muß. 


Artikel 11 

Führt ein Mitgliedstaat eine Wirtschafts-, Wäh- 
rungs- oder Haushaltspolitik, die sich von den Leit- 
linien des Rates entfernt oder wirtschaftliche Gefah- 
ren für die gesamte Gemeinschaft mit sich bringt, so 
nennt die Kommission unverzüglich die Maßnahmen, 
deren Annahme durch den betreffenden Staat sie 
zur Beseitigung dieser Schwierigkeiten empfiehlt. 
Dieser Staat gibt der Kommission innerhalb von 
vierzehn Tagen nach Erhalt der Empfehlung bekannt, 
wie er danach zu handeln gedenkt; er liefert der 
Kommission alle zur Beurteilung des Falles nötigen 
Unterlagen. 


Die Kommission kann nach Untersuchung der Lage 
des betreffenden Mitgliedstaates beantragen, daß 
eine Beratung im Rat stattfindet; der Rat tritt inner- 
halb von vierzehn Tagen zusammen und entscheidet 
bei dieser Gelegenheit auf Grund von Vorschlägen, 
die ihm die Kommission gegebenenfalls vorlegt. 


Artikel 12 

Der Rat prüft einmal jährlich anläßlich der in Arti- 
kel 2 vorgesehenen Beratung im ersten Vierteljahr 
anhand eines Berichtes, den ihm. die Kommission 
vorlegt, die Anwendung dieser Entscheidung und die 
Vereinbarkeit der bis dahin geführten Politiken mit 
den Zielen. Der Bericht der Kommission geht auch 
dem Europäischen Parlament zu. 


Artikel 13 

Es treten außer Kraft: 

— die Entscheidung des Rates vom 17. Juli 1969 
über die Koordinierung der kurzfristigen Wirt- 
schaftspolitik der Mitgliedstaaten, 

— die Entscheidung des Rates vom 16. Februar 1970 
über zweckmäßige Einzelheiten der in der Ent- 
scheidung des Rates vom 17. Juli 1969 vorgese- 
henen Konsultationen, 

— die Entscheidung des Rates vom 22. März 1971 
über die Verstärkung der Koordinierung der 
kurzfristigen Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaa- 
ten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft. 


Artikel 14 

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 907/73 des Rates vom 3. April 1973 zur Errichtung eines Europäischen Fonds 
für währungspolitische Zusammenarbeit 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere den 
Artikeln 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Anhörung des Parlaments, 

nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialaus- 
schusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Wie aus dem Bericht hervorgeht, den die Kommis- 
sion auf Verlangen des Rates am 27. Juni 1973 vor- 
gelegt hat, ist es erforderlich, mit der schrittweisen 
Vergemeinschaftung der Währungsreserven beim 
Europäischen Fonds für währungspolitische Zusam- 
menarbeit zu beginnen, um den Saldenausgleich im 
Rahmen des gemeinschaftlichen Wechselkurssystems 
zu erleichtern und um dessen volle Multilateralisie- 
rung durch zunehmende Verwendung der europäi- 
schen Rechnungseinheit sicherzustellen. 

Zum anderen müssen die kurzfristigen Kreditfazi- 
litäten, die im Bedarfsfälle zur Ablösung der sehr 
kurzfristigen Finanzierung dienen können, erweitert 
werden, um den wachsenden Anforderungen ge- 
recht zu werden, die sich aus der Ausweitung des 
Außenhandels sowie den Folgen und dem Umfang 
der destabilisierenden Kapitalbewegungen ergeben. 

Die Verlängerung des kurzfristigen Währungsbei- 
stands erfolgt nur nach eingehender Prüfung der 
Wirtschaftslage des Schuldnerlandes und nach sechs 
Monaten nur auf Beschluß des Verwaltungsrates des 
Währungsfonds; nach zwölf Monaten soll nur noch 
der Rat auf Vorschlag der Kommission handeln kön- 
nen. 

Der Währungsfonds muß mit Eigenkapital ausge- 
stattet werden, dessen Erträge in voller Unabhän- 
gigkeit eine Deckung der Verwaltungskosten ermög- 
lichen. 

Die unerläßliche Verstärkung der Koordinierung 
der Geld- und Kreditpolitik erfordert, daß die Vor- 
auskonsultationen künftig zu einer Dauereinrich- 
tung werden. 

Für die Politik der Zentralbanken auf diesem Ge- 
biet finden die ständigen Konsultationen ihren na- 
türlichen Rahmen im Europäischen Fonds für wäh- 
rungspolitische Zusammenarbeit. Zu diesem Zweck 
muß beim Währungsfonds ein dem Verwaltungsrat 
unterstehender Ständiger Ausschuß geschaffen wer- 
den. 


Die Verordnung (EWG) Nr. 907/73 zur Errichtung 
des Währungsfonds muß entsprechend geändert wer- 
den. Diese Änderungen sind erforderlich, damit der 
Fonds dazu beitragen kann, daß der Aufbau der 
Wirtschafts- und Währungsunion und damit auch die 
Verwirklichung der Ziele der Gemeinschaft weiter 
voranschreiten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 2 bis 4 der Verordnung (EWG) Nr. 907/73 
des Rates vom 3. April 1973 zur Errichtung eines 
Europäischen Fonds für währungspolitische Zusam- 
menarbeit werden durch folgende Artikel ersetzt: 

„Artikel 2 

Der Fonds sichert im Rahmen seiner Zuständigkeit 
die Funktionsfähigkeit des gemeinschaftlichen Wech- 
selkurssystems; das beruht auf 

— der Gewährung im voraus festgelegter Schwan- 
kungsbreiten für die Wechselkurse zwischen den 
Währungen der Mitgliedstaaten durch Interven- 
tionen in diesen Währungen; 

— der Verwendung einer Europäischen Währungs- 
rechnungseinheit (EW); 

— dem Aufbau des gemeinschaftlichen Kreditsy- 
stems; 

— der schrittweisen Vergemeinschaftung der Wäh- 
rungsreserven der Mitgliedstaaten. 


Artikel 3 

Die Interventionen der Zentralbanken der Mitglied- 
staaten in Gemeinschaftswährungen auf den Devi- 
senmärkten werden durch den Fonds finanziert und 
in EW abgerechnet. Die Interventionen der Zentral- 
banken der Mitgliedstaaten auf den Devisenmärkten 
in vom Verwaltungsrat des Fonds genehmigten drit- 
ten Währungen werden für Rechnung des Fonds vor- 
genommen und in EW abgerechnet, es sei denn, der 
Verwaltungsrat beschließt eine Ausnahme. 


Artikel 4 

Die Währungsrechnungseinheit, deren Wert in Arti- 
kel 6 der Satzung des Fonds festgelegt ist, ist sowohl 
für die Zahlungsbeziehungen zwischen Zentralban- 
ken der Mitgliedstaaten der Gemeinschaften als auch 
für die Zahlungsbeziehungen zwischen den Zentral- 
banken und dem Fonds endgültiger Zahlungsmittel. 
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Artikel 5 

1. Die Mitgliedstaaten übertragen Wert 1. Januar 
1974 10 V. H. ihrer Bruttowährungsreserven vom 
31. Dezember 1973; sie erhalten als Gegenwert 
ein auf EW lautendes Guthaben in den Büchern 
des Fonds. 

2. Die in Absatz 1 genannten Währungsreserven 
bestehen aus Gold, Guthaben im Rahmen der In- 
ternationalen Währungsfonds - d. h. Sonderzie- 
hungsrechte und Reservepositionen - und liqui- 
den Forderungen in amerikanischen Dollars. 

3. Jeder Mitgliedstaat überträgt auf den Fonds 
einen Teil seiner Goldbestände, seiner im Rah- 
men der Internationalen Währungsfonds gehal- 
tenen Guthaben und seiner Dollar in dem Ver- 
hältnis, in dem die drei Reservemedien am 31. 
Dezember 1973 in seinen Währungsreserven ver- 
treten waren. 

Die tatsächliche Übertragung der im Rahmen des 
Internationalen Währungsfonds gehaltenen Gut- 
haben auf dem Europäischen Fonds wird ausge- 
setzt, bis mit dem Internationalen Währungs- 
fonds eine Vereinbarung über die Form der Über- 
tragung erzielt worden ist. . Bis dahin überträgt 
jeder Mitgliedstaat vorläufig dem Europäischen 
Fonds für währungspolitische Zusammenarbeit 
gemäß vom Verwaltungsrat dieses Organs fest- 
zusetzenden Bedingungen zusätzlich Gold oder 
Dollar in Höhe des Anteils, den die im Rahmen 
des Internationalen Währungsfonds gehaltenen 
Guthaben an den Währungsreserven des betref- 
fenden Mitgliedstaates ausmachen. 

4. Die Verteilung von Gewinnen des Fonds im An- 
schluß an eine Vereinbarung über den Goldpreis 
auf internationaler Ebene oder unter den Zentral- 
banken der Gemeinschaft erfolgt in EW entspre- 
chend den Geldeinlagen der einzelnen Zentral- 
banken. 

Gewinne und Verluste aus anderen Aktiva ge- 
hen in die Ertragsrechnung für die Verwaltung 
der gemeinsamen Währungsreserven ein. Der 
Nettogewinn wird nach den durchschnittlichen 
EW-Guthaben der Mitgliedstaaten während des 
abgelaufenen Rechnungsjahres verteilt. 


Artikel 6 

1. Um die Interventionen in Gemeinschaftswährun- 
gen zu ermöglichen, kann jede Zentralbank vom 
Fonds eine sehr kurzfristige Finanzierung in un- 
begrenzter Höhe erhalten. Der Verwaltungsrat 
des Fonds sorgt bei den Zentralbanken für die 
erfolgreiche Abwicklung dieser Operation. Die 
hierfür vom Fonds gewährte Finanzierung ist 
am letzten Werktag des Monats zurückzuzahlen, 
der auf den Monat folgt, in dem die Wertstel- 
lung erfolgte. 


2. Nach Ablauf dieser Frist kann jede Zentralbank 
vom Fonds einen kurzfristigen Währungsbei- 
stand innerhalb folgender Grenzen erhalten: 

in Mio EW 


— Deutsche Bundesbank 2400 

— Bank of England 2400 

: — Banque de France 2400 

~ Banca d'Italia 1600 

— Banque Nationale de Belgique 800 

— Nederlandsche Bank 800 

— Danmarks National Bank 360 

— Central Bank of Ireland 140 


Der kurzfristige Währungsbeistand wird für die 
Dauer von drei Monaten gewährt; er ist um wei- 
tere drei Monate verlängerbar. Die Verlängerung 
führt zu einer eingehenden Prüfung der wirt- 
schaftlichen Lage des betreffenden Mitgliedstaa- 
tes im Rahmen des Währungsausschusses. 

Der Verwaltungsrat kann zu von ihm zu bestim- 
menden Bedingungen nach Anhörung des Wäh- 
rungsauschusses die Laufzeit eines innerhalb der 
im ersten Absatz genannten Grenzen gewährten 
Kredits erneut um sechs Monate verlängern. 

3. Ausleihungen des Fonds für Zwecke des kurzfri- 
stigen Währungsbeistands dürfen insgesamt zu 
keinem Zeitpunkt 7,2 Milliarden EW überschrei- 
ten. 

4. Der Fonds darf keinen Kredit für mehr als 12 
Monate gewähren oder die in Ziffer 2 festgelegte 
Quote überschreiten, es sei denn, der Rat habe 
auf Vorschlag der Kommission nach Anhörung 
des Währungsausschusses und des Verwaltungs- 
rats des Fonds einstimmig wirtschaftspoiitische 
Bedingungen für die Kreditgewährung beschlos- 
sen. 

Artikel 7 

Der Verwaltungsrat erläßt die Durchführungsvor- 
schriften zu Artikel 2 bis 6." 

Artikel 2 

Die Satzung des Fonds im Anhang zur vorgenann- 
ten Verordnung (EWG) Nr. 907/73 erhält hiermit 
folgende Fassung: 

„Artikel 1 

Der Fonds wird verwaltet und geleitet durch einen 
Verwaltungsrat. Die Mitglieder des Verwaitungs- 
rates sind die Mitglieder des Ausschusses der Präsi- 
denten der Zentralbanken der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, der durch den 
Beschluß des Rates vom 8. Mai 1964 über die Zu- 
sammenarbeit der Zentralbanken der Mitgliedstaa- 
ten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft ein- 
gesetzt worden ist. 

q Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 77 
vom 21. Mai 1964, S. 1206/64 
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Im Verhinderungsfall können sie sich durch ein ande- 
res Mitglied des Direktionsorgans ihres Instituts ver- 
treten lassen. 

Im Verwaltungsrat steht einem Vertreter der für 
die Währungspolitik Luxemburgs zuständigen Be- 
hörden ein Sitz zu. Er hat Stimmrecht in allen Fäl- 
len, in denen die Rechte und Pflichten des Großher- 
zogtums Luxemburg nicht durch die Belgische Natio- 
nalbank für Rechnung der Belgisch-Luxemburgischen 
Wirtschaftsunion ausgeübt werden. 

Ein Mitglied der Kommission nimmt an den Sitzun- 
gen des Verwaltungsrats teil. Es kann sich vertreten 
lassen. 


Artikel 2 

Der Verwaltungsrat handelt bei der Verwirklichung 
der Ziele des Fonds im Rahmen der allgemeinen 
wirtschaftspolitischen Leitlinien, die der Rat auf- 
grund des Vertrages beschließt, und entsprechend 
den Richtlinien, die er einstimmig auf Vorschlag der 
Kommission erlassen kann. 

Der Verwaltungsrat erstellt am 30. Juni und 31. De- 
zember eines jeden Jahren einen Tätigkeitsbericht 
und übermittelt ihm dem Rat und der Kommission. 


Artikel 3 

Der Verwaltungsrat vertritt den Fonds. Er beschließt 
über die Organisation des Fonds, über die zu ertei- 
lenden Vollmachten und über die Personen, die Ver- 
pflichtungen zu Lasten des Fonds gegenüber Dritten 
eingehen dürfen. 

Der Verwaltungsrat ernennt einen Generaldirektor, 
der die Verwaltung dieses Organs aufbaut. 

Der Generaldirektor leitet die laufenden Geschäfte 
des Fonds und vertritt diesen gegenüber Dritten im 
Rahmen seiner Zuständigkeit. 

Der Generaldirektor nimmt mit beratender Stimme 
an den Sitzungen des Verwaltungsrates des Fonds 
teil. Er führt den Vorsitz in dem Ständigen Ausschuß 
des Artikels 4, 

Der Verwaltungsrat kann technische Aufgaben hin- 
sichtlich der Durchführung der Transaktionen des 
Fonds einem Agenten übertragen. 


Ausschuß übt seine Tätigkeit in Abhängigkeit vom 
Verwaltungsrat des Fonds aus. Die Mitglieder des 
Ausschusses treten mindestens einmal wöchentlich 
am Arbeitsort des Fonds zusammen ^). 

Der Verwaltungsausschuß kann seine Befugnisse 
ganz oder teilweise an den Ständigen Ausschuß dele- 
gieren und legt hierzu die Bedingungen fest. 

Der Ständige Ausschuß 

— organisiert die für die Funktionsfähigkeit des in 
der Gemeinschaft geschaffenen Wechselkurssy- 
stems erforderliche Abstimmung; 

— sorgt für ständige Vorauskonsultationen über die 
Geld- und Kreditpolitik der Zentralbanken der 
Mitgliedstaaten, insbesondere über die Entwick- 
lung der Bankenliquidität, die Kreditbedingun- 
gen und das Zinsniveau; 

— unterbreitet dem Verwaltungsrat alle ihm zweck- 
dienlich erscheinenden Anregungen oder Vor- 
schläge zur Gestaltung der Geld- und Kreditpo- 
litik und für das Verhalten am Devisenmarkt; 
dies gilt insbesondere dann, wenn Maßnahmen 
der Mitgliedstaaten in anderen Gemeinschafts- 
ländern Schwierigkeiten hervorrufen können. 


Artikel 5 

Der Fonds erhält ein Kapital von 500 Mio EW. Das 
Kapital besteht aus Einlagen der Zentralbanken in 
Landeswährung nach folgendem Aufbringungsschlüs- 
sel: 


— ■ Bundesbank 

— Bank of England 

— Banque de France 

— Banca dTtalia 

— Banque National de 
Belgique 

— Nederlandsche 
Bank 

— Danmarks National 
Bank 

— Central Bank of 
Ireland 


22,02 % gleich 
22,02 ®/o gleich 
22,02 o/o gleich 
14,68 o/o gleich 

7,34 o/o gleich 

7,34 o/o gleich 

3,3 o/o gleich 

1,28 o/o gleich 


110,1 Mio EW 
110,1 Mio EW 
110,1 Mio EW 

73.4 Mio EW 

36,7 Mio EW 
36,7 Mio EW 

16.5 Mio EW 
6,4 Mio EW 


Die erste Rate von 50 Millionen EW ist zum 1. Ja- 
nuar 1974 einzuzahlen. Der Verwaltungsrat des 
Fonds ruft weitere Raten entsprechend der Entwick- 
lung der Geschäftstätigkeit des Fonds ab. 

Die Erträge des eingezahlten Kapitals dienen der 
Deckung der Verwaltungsausgaben des Fonds. 


Artikel 4 

Es wird ein Ständiger Ausschuß des Fonds geschaf- 
fen, dessen. Mitglieder der Verwaltungsrat ernennt; 
dabei erhält jede Zentralbank und Luxemburg einen 
Sitz; die Kommission ernennt ihren Vertreter für 
diesen Ausschuß. Die Mitglieder des Anschusses 
sind unter Persönlichkeiten auszuwählen, die hohe 
Verantwortung im Währungsbereich ausüben. Der 


Artikel 6 

Die Transaktionen des Fonds in Währungen der Mit- 
gliedstaaten werden in einer europäischen Wäh- 
rungsrechnungseinheit ausgedrückt, deren Wert 
0,88867088 Gramm Feingold beträgt. 


2) Siehe Entscheidung der Vertreter der Regierungen 
der Mitgliedstaaten vom 24. Juli 1973 über die vor- 
. läufige Unterbringung des Europäischen Fonds für 
währungspolitische Zusammenarbeit. 
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Andern alle Mitgliedstaaten die Parität oder den 
Leitkurs ihrer Währung, und zwar gleichzeitig und 
m gleicher Richtung, so wird der Wert der Rech- 
nungseinheit automatisch geändert: 

— im Falle einer Änderung unterschiedlichen Um- 
Richtung und Umfang der Änderung der Paritä- 
ten oder der Leitkurse, 

— im Falle einer Änderung unterschiedlichen Um- 
fangs: in Richtung der Änderung und in einem 
Umfang, der der geringsten Paritäts- oder Leit- 
kursänderung entspricht, es sei denn, der Rat be- 
stimmt eine größere Änderung. In diesem Fall 
beschließt der Rat innerhalb einer Frist von drei 
Tagen nach der offiziellen Bekanntgabe der Pari- 
täts- oder Leitkursänderung desjenigen Staates, 
der als erster eine Änderung der Parität oder des 
Leitkurses seiner Währung bekanntgibt, und 
entsprechend dem in Äbsatz 4 festgelegten Ver- 
fahren. 

Unter gleichzeitigen Änderungen sind Änderungen 
der Parität oder des Leitkurses der Währungen von 
Mitgliedstaaten zu verstehen, die innerhalb der vor- 
genannten Frist von drei Tagen erfolgen. 

Älle anderen Änderungen des Wertes der Rech- 
nungseinheit werden vom Rat einstimmig auf Vor- 
schlag der Kommission und nach Stellungnahme des 
Währungsausschusses und des Verwaltungsrates des 
Fonds beschlossen. 


Ärtikel 7 

Der Fonds besitzt in jedem Mitgliedstaat die wei- 
testgehende Rechts- und Geschäftsfähigkeit, die ju- 
ristischen Personen nach dessen Rechtsvorschriften 
zuerkannt ist. Er kann insbesondere bewegliches und 
unbewegliches Vermögen erwerben und veräußern, 
bei den Zentralbanken der Mitgliedstaaten der Ge- 
meinschaft Konten eröffnen und mit den Zentral- 
banken Vereinbarungen treffen, Kredite erhalten 
und gewähren, Gelder, die er verwaltet, anlegen, 
Personal einstellen und vor Gericht auftreten. 


Ärtikel 8 

Das Protokoll über die Vorrechte und Befreiungen 
der Europäischen Gemeinschaften gilt für den Fonds, 
den Verwaltungsrat und das Personal des Fonds. 


Ärtikel 9 

Die in Ärtikel 214 des Vertrages vorgesehene Ver- 
pflichtung zur Wahrung des Dienstgeheimnisses gilt 
für die Mitglieder des Verwaltungsrats, das beteilig- 
te Mitglied der Kommission und dessen Stellvertre- 
ter sowie für alle anderen Personen, die an der Tä- 
tigkeit des Fonds mitwirken. 


Ärtikel 10 

Im Bereich der außervertraglichen Haftung gilt Ärti- 
kel 215 des Vertrages für den Schaden, der vom 
Fonds oder von seinen Bediensteten in Äusübung 
ihrer Tätigkeit verursacht wurde. 


Ärtikel 1 1 

Der Verwaltungsrat erstellt die Geschäftsordnung 
des Fonds. Diese wird dem Rat nach Stellungnahme 
der Kommission zur einstimmigen Genehmigung 
vorgelegt.'' 


Ärtikel 3 

Die Ärtikel 5 und 6 der Verordnung EWG Nr. 907/73 
werden Ärtikel 8 und 9. 


Ärtikel 4 

Diese Verordnung tritt am in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 


Die von der Kommission für die zweite Stufe der 
Wirtschafts- und Währungsunion vorgeschlagenen 
Bestimmungen für den Europäischen Fonds für wäh- 
rungspolitische Zusammenarbeit betreffen drei Be- 
reiche: 

- die Umgestaltung des Kreditsystems, 

— ein erster Schritt zur Schaffung gemeinsamer Re- 
serven, 

- die Konsultationen in währungspolitischen Fra- 
gen. 

Nach Auffassung der Kommission ist das Funktionie- 
ren des gemeinschaftlichen Wechselkurssystems auf 
Schwierigkeiten gestoßen, weil sich die multilate- 
rale Abwicklung der bestehenden Kredit- und Sal- 
denausgleichsvereinbarungen als unmöglich erwies. 

Die beim Saldenausgleich aufgetretenen Schwierig- 
keiten sind in dem Bericht der Sachverständigen- 
qruppe dargelegt worden, welcher in der Stellung- 
nahme des Ausschusses der Zentralbankpräsidenten 
der Mitgliedstaaten der EWG und des Verwaltungs- 
rats des Europäischen Fonds für währungspolitische 
Zusammenarbeit an den Rat '^) erwähnt ist. Sie ha- 
ben unter anderem zur Folge, daß die im Rahmen 
des innergemeinschaftlicben Saldenausgleichs vorge- 
nommenen Transfers aHein auf Doiiaraktiva be- 
schränkt wurcfen. Für andere Aktiva mußte der 
Fonds zunächst für unbegrenzte Zeit von der An- 
wendung der für diesen Bereich vereinbarten Re- 
geln absehen. 

Indessen handelt es sich bei diesen Schwierigkeiten 
um umständebedingte Hindernisse, die zu den 
grundsätzlichen Lücken des gemeinschaftlichen 
Wechselkurssystems hinzukamen, welche eingehend 
in dem Bereich der Kommission vom 27. Juni 1973 
über die Umgestaltung des kurzfristigen Währungs- 
beistands und die Voraussetzungen für die , schritt- 
weise Vergemeinschaftung der Reserven analy- 
siert worden sind. 

Was die bestehenden Kreditmechanismen angeht, 
so ist festzustellen, daß sich die Modalitäten für die 
Gewährung der sehr kurzfristigen Finanzierung be- 
währt haben; doch stieß die effektive Rückzahlung 
der aufgenommenen Gelder auf die weiter oben 
genannten Probleme. 

Was den kurzfristigen Währungsbeistand angeht, so 
ist festzustellen, daß das Abkommen vom 9. Februar 
1970 zwischen den Zentralbanken der Gemeinschaf- 
ten, mit dem dieser Mechanismus geschaffen wurde, 
von den bei seinem Abschluß vorherrschenden Kon- 
zeptionen geprägt ist, die nicht mehr der gegenwär- 
tigen Situation entsprechen. Wegen seines rein bila- 
teralen Charakters wurde die Einbeziehung in ein 
Gemeinschaftssystem erschwert, dessen Hauptmerk- 
mal die Multilateralisierung ist. 


Zur befriedigenden Lösung der beiden vorgenann- 
ten Probleme hat die Kommission in dem folgenden 
Verordnungsvorschlag bestimmte Entscheidungen 
für die Umgestaltung des innergemeinschaftlichen 
Systems der kurzfristigen Kreditgewährung und für 
die Ansätze zu einer Vergemeinschaftung der Re- 
serven getroffen. Sie ist der Auffassung, daß sich 
mit der Schaffung eines ersten Kerns gemeinsamer 
Reserven die gegenwärtigen Saldenausgleichs- 
schwierigkeiten leichter überwinden lassen. Selbst 
wenn vorübergehend besondere Vereinbarungen für 
bestimmte Bestandteile der Reserven wie für Gold 
und die im Rahmen der Internationalen Währungs- 
fonds bestehenden Aktion in Aussicht genommen 
werden müssen, so würde die Zusammenlegung doch 
folgendes ermöglichen: 

— die tatsächliche Verwendung einer europäischen 
Rechnungseinheit zu fördern, die währungsmäßig 
gedeckt wäre, was dazu beitragen würde, daß 
die europäische Rechnungseinheit innerhalb der 
Gemeinschaft als universelles und endgültiges 
Instrument des Saldenausgleichs akzeptiert wür- 
de, 

— die zur Zeit eingefrorenen Reserveelemente 
zweckmäßiger zu nutzen, 

— zu einer vollständigen Multilateralisierung des 
gemeinschaftlichen Kreditsystems zu gelangen, 
über dessen Anwendung der Verwaltungsrat des 
Fonds entscheidet. 

Nach Ansicht der Kommission muß das vom Fonds 
verwaltete Kreditsystem zur Förderung der Konver- 
genz der Wirtschaftspolitik beitragen. Außerdem 
besteht in ihren Augen ein enger Zusammenhang 
zwischen der Verwaltung des gemeinschaftlichen 
Wechselkurssystems und der Koordinierung der 
Geld- und Kreditpolitik der Zentralbanken. Daher 
schlägt sie vor, im Rahmen des Fonds einen Stän- 
digen Ausschuß einzurichten, der dem Verwaltungs- 
rat untersteht und die Aufgabe hätte, für die uner- 
läßliche Konzertierung in diesem Bereich zu sorgen. 
In Verbindung mit diesem Vorschlag und wegen 
der wachsenden Aufgaben und Verantwortung des 
Fonds scheint es außerdem notwendig, diesem eine 
geeignete Verwaltungsstruktur zu geben. Daher ist 
nach Ansicht der Kommission die Satzung des Fonds 
entsprechend den folgenden Vorschlägen zu ändern 
und zu ergänzen. 


'9 Siehe vorläufige Stellungnahme an den Rat zu dem 
Bericht der Kommission über die Umgestaltung des 
kurzfristigen Währungsbeistands und die Vorausset- 
zungen für die schrittweise Vergemeinschaftung der 
Reserven, Einleitung und Anlage zu dieser Stellung- 
nahme Seite 1 und 2 

-^) Siehe Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, Bei- 
lage 12/73, Seite 4, Absatz 1 und technischer Anhang 
Seite 9, Absatz 1 und 2 
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Vorschlag einer Entscheidung über die Einsetzung eines Ausschusses 
für Wirtschaftspolitik 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 145, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Bei der Koordinierung der kurzfristigen Wirt- 
schaftspolitik sind die gemeinsam festgelegten mit- 
telfristigen wirtschaftlichen Ziele zu berücksichtigen. 

Die Haushaltspolitik hat sich in den Rahmen der 
allgemeinen Wirtschaftspolitik einzufügen. 

Das Bestehen dreier getrennter Ausschüsse für den 
Bereich der allgemeinen Wirtschaftspolitik ist daher 
der wirksamen Koordinierung der Wirtschaftspolitik 
abträglich und hat oft zur Überschneidung von Zu- 
ständigkeiten und zu Doppelarbeit geführt. 

Deshalb sind die Aufgaben des Ausschusses für 
Konjunkturpolitik, des Ausschusses für Haushalts- 
politik und des Ausschusses für mittelfristige Wirt- 
schaftspolitik zusammenzufassen und einem einzigen 
Ausschuß für Wirtschaftspolitik zu übertragen — 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Zur Förderung der Koordinierung der kurz- und 
mittelfristigen Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaa- 
ten wird ein Ausschuß für Wirtschaftspolitik, nach- 
stehend „der Ausschuß" genannt, eingesetzt. 


Artikel 2 

Der Ausschuß übernimmt alle bisherigen Aufgaben 
des durch Entscheidung des Rates vom 9. März 1960 
eingesetzten Ausschusses für Konjunkturpolitik, des 
durch Beschluß des Rates vom 8. Mai 1964 einge- 
setzten Ausschusses für Haushaltspolitik und des 
durch Beschluß des Rates vom 15. April 1964 einge- 
setzten Ausschusses für mittelfristige Wirtschafts- 
politik. Der Ausschuß hat insbesondere folgende 
Aufgaben: 

— Er fordert die Koordinierung der allgemeinen 
Wirtschaftspolitik, namentlich die Durchführung 
der in Artikel 103 des Vertrages vorgesehenen 
Konsultationen zwischen den Mitgliedstaaten 
und der Kommission; 

— er prüft und vergleicht die Haushaltspolitik der 
Mitgliedstaaten und ihre Durchführung; 


— er bereitet unter Berücksichtigung aller verfüg- 
baren Informationen den Vorentwurf des Pro- 
gramms für mittelfristige Wirtschaftspolitik nach 
Artikel 6 der Entscheidung des Rates vom . . . . 
vor; 

— er verfolgt die mittelfristige Wirtschaftspolitik 
der Mitgliedstaaten und prüft ihre Vereinbarkeit 
mit dem genannten Programm; 

— er analysiert die wirtschaftliche Lage, um die 
Gründe für jegliche Abweichung vom Programm 
zu ermitteln. 


Artikel 3 

Dem Ausschuß gehören vier Vertreter der Kommis- 
sion und vier Vertreter jedes Mitgliedstaates an. 
Die von den Mitgliedstaaten ernannten Mitglieder 
des Ausschusses werden aus dem Kreis der Per- 
sönlichkeiten ausgewählt, die in ihrem Land an der 
Ausarbeitung der kurz- und mittelfristigen Politik 
mitwirken. 

Artikel 4 

Die Stellungnahme des Ausschusses kann vom Rat 
oder von der Kommission eingeholt werden. Der 
Ausschuß gibt ferner von sich aus Stellungnahmen 
ab oder unterbreitet Berichte, sooft er es zur ord- 
nungsmäßigen Erfüllung seiner Aufgabe für erfor- 
derlich hält. 


Artikel 5 

Der Ausschuß kann im engeren Kreis in Anwesen- 
heit eines Mitglieds je Delegation zusammentreten, 
um besondere Fragen der Konjunkturpolitik, der 
Haushaltspolitik oder der mittelfristigen Wirtschafts- 
politik zu behandeln. 


Artikel 6 

Der Ausschuß ist in seiner vollständigen Zusammen- 
setzung nur beschlußfähig, wenn die Hälfte seiner 
Mitglieder plus ein Mitglied und wenigstens ein 
Mitglied je Delegation anwesend ist. Tritt der Aus- 
schuß im engeren Kreis zusammen, ist er nur be- 
schlußfähig, wenn jede Delegation durch ein Mit- 
glied vertreten wird. 


Artikel 7 

Der Ausschuß wählt seinen Vorstand, der aus einem 
Vorsitzenden und drei stellvertretenden Vorsitzen- 
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den besteht; sie werden für zwei Jahre bestellt, erst: 
mals ab 1. Januar 1974. Ihre Wiederbestellung ist 
nicht zulässig. Der Ausschuß gibt sich eine Geschäfts- 
ordnung. 

Das Sekretariat wird von der Kommission gestellt. 


Artikel 8 

Es werden aufgehoben: 

a) Die Entscheidung des Rates vom 9. März 1960 
über die Koordinierung der Konjunkturpolitik 
der Mitgliedstaaten ^), 

b) der Beschluß des Rates Nr. 64/247/EWG vom 
15. April 1964 über die Einsetzung eines Aus- 
schusses für mittelfristige Wirtschaftspolitik ^), 

c) der Beschluß des Rates Nr. 64/299/EWG vom 
8. Mai 1964 über die Zusammenarbeit zwischen 
den zuständigen Verwaltungsstellen der Mit- 
gliedstaaten auf dem Gebiet der Haushaltspoli- 
tik 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 31 

vom 9. März 1960, S. 764/60 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 64 

vom 22. April 1964, S. 1031/64 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 77 

vom 21. Mai 1964, S. 1205/64 
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Begründung 


In dem Vorschlag für eine Entscheidung des Rates 
zur Erreichung eines hohen Grades an Konvergenz 
der Wirtschaftspolitiken der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft hat die Kom- 
mission vorgeschlagen, im Rahmen der Gruppe zur 
Koordinierung der kurzfristigen Wirtschaftspolitik 
und eines Ständigen Ausschusses des Europäischen 
Fonds für währungspolitische Zusammenarbeit ein 
System ständiger Konsultationen einzuführen; die 
Zuständigkeit für vorherige Konsultationen über die 
Änderung der Wediselkursbeziehungen und die Be- 
dingungen der Wechselkursgestaltung sowie über 
die Bereitstellung der im Rahmen des gemeinschaft- 
lichen Wechselkurssystems verfügbaren Kredite 
verbleibt beim Währungsausschuß. 

Die Kommission schlägt deshalb vor, die den Aus- 
schüssen für Haushalts-, Konjunktur- und mittel- 
fristige Wirtschaftspolitik mit den Entscheidungen 
des Rates vom 17. Juli 1969 und vom 16. Februar 
1970 übertragenen Aufgaben bezüglich der vorheri- 
gen Konsultationen aufzuheben. Damit wird die 
Möglichkeit geschaffen, diese Gremien für die Er- 
örterung und Prüfung gemeinschaftlidier Fragen so- 
wie als Konsultationsorgane für technische Stellung- 
nahmen zu bestimmten Problemen wirksamer ein- 
zusetzen. 


Bei den Arbeiten dieser Ausschüsse haben sich 
zwangsläufig Zuständigkeitsüberschneidungen er- 
geben. Dies hat es in der Vergangenheit notwendig 
gemacht, sie gleichzeitig zur Abgabe von Stellung- 
nahmen zu denselben Themen einzuberufen. Um 
diese Nachteile zu vermeiden, schlägt die Kommis- 
sion in diesem Beschlußentwurf vor, diese drei Aus- 
schüsse in einem einzigen Ausschuß für Wirtschafts- 
politik zusammenzufassen. 

Es ist vorgesehen, daß dieser Ausschuß in seiner 
vollständigen Zusammensetzung mit vier Mitglie- 
dern jedes Mitgliedstaates und der Kommission ta- 
gen kann, wenn er allgemeine Fragen zu erörtern 
hat, die gleichzeitig die Haushalts- und Konjunktur- 
politik und Strukturprobleme oder Probleme der mit- 
telfristigen Programmierung betreffen. 

Wenn der Ausschuß dagegen ein besonderes Pro- 
blem aus nur einem der genannten Bereiche zu er- 
örtern hätte, würde er in engerem Kreis zusammen- 
treten, wobei die Anwesenheit des zuständigen Mit- 
glieds jeder Delegation ausreicht. 

Nach Auffassung der Kommission dürfte es diese 
Umorganisation der Ausschüsse ermöglichen, bei ge- 
ringerer Zahl der Sitzungen eine im Vergleich zu der 
derzeitigen Situation größere Wirksamkeit zu ge- 
währleisten. 
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